
 

  
  

Sehr geehrter Herr Bundesminister, sehr geehrter Herr Heil, 

wir unterstützen die Maßnahmen der Bundesregierung, „die Mitte der Gesellschaft 
schnell, unbürokratisch und sozial gerecht“ von den hohen Energiekosten zu entlasten. 
 
Bedauerlicherweise werden die Rentnerinnen und Rentner sowie 
Versorgungsempfänger und -empfängerinnen dabei nicht berücksichtigt. Man könnte 
den Eindruck haben, dass die genannten Gruppen demnach nicht zur Mitte der 
Gesellschaft gehören. Wir verweisen darauf, dass die Rente und Pensionen vieler 
Seniorinnen und Senioren gerade so hoch sind, dass sie keine Sozialleistungen 
erhalten, aber kein Polster vorhanden ist, um die nächste Heizkostenrechnung bezahlen 
zu können. 
 
Das Energieentlastungspaket sieht für einkommensteuerpflichtige Erwerbstätige eine 
einmalige Energiepauschale in Hohe von 300 Euro vor. Der Verband Bildung und 
Erziehung (VBE) und seine Bundesseniorenvertretung fordern die Bundesregierung auf, 
nichterwerbstätige Rentner- und Pensionsbeziehende gleichermaßen wie 
steuerpflichtige Erwerbstätige von den hohen Energiekosten zu entlasten, da diese 
hohen Energiekosten sowie die Inflation von 7,3 Prozent im Monat März 2022 auch bei 
dieser Gruppe ebenso wie bei den Erwerbstätigen angekommen ist.  
 
Die Auszahlung einer Pauschale über die Rentenversicherungsträger bzw. 
Versorgungskassen der Dienstherren sollte ebenso problemlos sein wie bei den 
Erwerbstätigen durch die Arbeitgeber. 
 
Es bedarf insoweit dringend der Korrektur des Maßnahmenpaketes. Für ein Gespräch 
stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
Diesen Brief hat ebenfalls der Bundesfinanzminister, Christian Lindner erhalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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